
                
Veranstalter 
 
             
Verantwortliche(r) 
 
             
Anschrift 
 
 
 
Landkreis Osnabrück 
Servicebüro des Landkreises 
in der Gemeinde Bad Essen 
Lindenstraße 41/43 
 
49152 Bad Essen 
 
 
 
 
Übermäßige Straßenbenutzung 
 
 

Hiermit beantrage(n) ich/wir die Erteilung einer Erlaubnis nach § 29 Abs. 2 Straßenverkehrs-
ordnung (StVO) für die Durchführung eines Umzuges/von Umzügen auf öffentlichen Straßen. 
 
1. Art der Veranstaltung 
 
              
 
2. Termine für die Umzüge 

(Tag und Uhrzeit sind anzugeben) 
 

 a)       von     bis     Uhr 
 
 b)       von     bis     Uhr 
 
 c)       von     bis     Uhr 
 
3. Teilnehmer 

(anzugeben ist, wie viele Fußgänger, Fahrzeuge usw. voraussichtlich an den Umzügen teil-
nehmen werden) 
 
              

 
4. Folgende Straßenstrecken sollen bei den Umzügen benutzt werden: 

(Es ist genau anzugeben, wo sich die Teilnehmer sammeln, welche Straßenstrecken began-
gen werden und wo die Umzüge aufgelöst werden. Ggf. ist ein Streckenplan beizufügen.) 
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5. Erklärung 
 

a) Mir ist bekannt, dass die Veranstaltung eine Sondernutzung im Sinne des § 8 Bundes-
fernstraßengesetz (FStrG) bzw. § 18 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) 
darstellt und ich als Erlaubnisnehmer alle Kosten zu ersetzen habe, die dem Träger der 
Straßenbaulast durch die Sondernutzung entstehen. 

 

b) Mir ist bekannt, dass der Träger der Straßenbaulast und die Straßenverkehrsbehörde 
keinerlei Gewähr dafür übernehmen, dass die Straßen samt Zubehör durch die Sonder-
nutzung uneingeschränkt benutzt werden können. Den Träger der Straßenbaulast trifft im 
Rahmen der Sondernutzung keinerlei Haftung wegen Verletzung der Verkehrssiche-
rungspflicht. 

 

c) Soweit die zuständigen Behörden aus Anlass der Veranstaltung Aufwendungen für be-
sondere Maßnahmen verlangen können, verpflichte ich mich diese zu erstatten. 

 

d) Über den nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu § 29 Abs. 2 Straßenverkehrs-
Ordnung (StVO) für Veranstaltungen vorgeschriebenen Umfang von Haftpflichtversiche-
rungen sowie ggf. notwendigen Unfallversicherungsschutz bin ich informiert. Eine Bestä-
tigung zu dem von der Erlaubnisbehörde verlangten Versicherungsschutz stelle ich zur 
Verfügung bzw. habe ich bereits zur Verfügung gestellt. Mir ist bekannt, dass ohne eine 
solche Bestätigung die Erlaubnis nicht erteilt werden kann. 

 
 
 
 
 
 
                  
Ort, Datum     Unterschrift 
 

 


